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ANZEIGE

Riehen ist runter vom hohen Ross
Die Schulen in den Basler LandgemeindenRiehen undBettingen sind gegenüber jenen in der Stadt neuerdings gleich dreifach imNachteil.

AiméeDoumont

GestricheneSchulausflüge, kein
Teuerungsausgleich und die
Stadt, die immer weiter voraus
scheint:RiehenerundBettinger
Lehrpersonen erleben zurzeit
eine Durststrecke. Der Grund
dafür ist das defizitäre Budget
derGemeinde fürdas Jahr2025.

Für das kommende Jahr
rechnet der Riehener Gemein-
derat mit einem Minus von
knapp 19 Millionen Franken.
Der Einwohnerrat hat das Bud-
get in seiner Dezembersitzung
zurückgewiesen, es ist nun für
die Sitzung des Einwohnerrats
Ende Januar traktandiert. Dass
imeigentlich reichenRiehendas
Portemonnaie nicht mehr so
locker sitzt, kriegen auch die
insgesamt sechsPrimarschulen
und 27 Kindergärten in Riehen
und Bettingen zu spüren. Der
Betrieb aller Gemeindeschulen
wird seit 2009 nämlich auf
kommunaler Ebene – von der
Gemeinde Riehen – geregelt,
nichtmehr vomKanton.

ImSeptember letzten Jahres
stimmte der Grosse Rat Basel-
Stadt dem Massnahmenpaket
zurWeiterentwicklungder inte-
grativen Schule als Gegenvor-
schlagzurFörderklasseninitiati-
ve zu. Somit wird es ab diesem
Jahr in den städtischen Schulen
heilpädagogisch geführte För-
derklassen,LerninselnundDop-
pelbesetzungen geben – doch
Riehenstehtaussenvor.Weildie
finanziellenMittel fehlen, müs-
sen die Riehener und Bettinger
Lehrpersonenaufdieerwähnten
Massnahmen verzichten. Zu-
mindest bis aufweiteres.

Deshalb wandten sich die
Riehener Gemeinderätin Silvia
Schweizer und der Leiter der
Abteilung Bildung und Familie
der Gemeindeverwaltung, Pas-
cal Kreuer, Ende 2024 mit

einem Schreiben an die Lehre-
rinnen und Lehrer der Schulen.
«WirwolltendenLehrpersonen
und Schulleitungen erklären,
dasswirmitderGemeindeauto-
nomie einen anderen Weg als
Baselwählen, umMassnahmen
umzusetzen», sagt Schweizer.

«Wir wählen einen anderen
Weg», so Schweizer. «Wir be-
treiben und finanzieren die
Schulen in Riehen und Bettin-
gen selbst, was im Kanton
manchmal untergeht.» Im ver-
gangenenNovember habeman
aneinerRetraitemit denSchul-
leitungendiebestehendenHer-
ausforderungen an den Schul-

standorten im Zusammenhang
mitder integrativenSchule ana-
lysiert, sagt Schweizer. Dazu
habemanVorschlägediskutiert,
welche Massnahmen die Situa-
tionen verbessern würden. Im
Gegensatz zuBasel,wodieMit-
tel schon vor Beschluss des
Massnahmenpakets im Budget
2025 reserviert wurden, wolle
Riehen«erst dannetwasbudge-
tieren,wenn es schonbeschlos-
sen ist», so Schweizer.

GibtesnuneineFlucht
indieStadt?
Dabei bleibt es aber nicht. Die
Lehrkräfte in den beidenBasler

Landgemeinden haben eine
weitere unangenehme Bot-
schaft erhalten: Sie erhaltenkei-
nen Teuerungsausgleich. Wie
alle Gemeindemitarbeitenden.
Das hat der Gemeinderat ent-
schieden. Es handle sich um
eine «einmalige Sparmassnah-
me für das Jahr 2025», welche
aufgrundder«angespanntenfi-
nanziellen Lage» beschlossen
worden sei, sagt Schweizer.

Erschwerendkommt für die
Schulen nun noch hinzu: Alle
ausserschulischen Aktivitäten
sind ihnen gestrichen worden.
Das hat mit der Ablehnung des
Budgets zu tun. Die Gemeinde

darf im budgetlosen Zustand
nur jene Ausgaben tätigen, die
absolut notwendig sind. Lehre-
rinnen und Lehrer müssen also
auchaufMuseumsbesucheoder
Schlittschuhfahren mit ihren
Schulkindern verzichten. Zu-
mindest so lange, bis der Ein-
wohnerrat ein Budget verab-
schiedet. Und es die erwähnten
Ausgaben vorsieht.

Es istmöglich, dassdieStadt
wegen ihrer Investitionen indie
Schule als Arbeitgeberin attrak-
tiver wird gegenüber Riehen
und Bettingen, aber auch dem
Baselbiet. ImKantonBaselland
sei es ein«langjährigbekanntes

Phänomen», dass Lehrperso-
nennachBasel abwandern, sagt
Jean-Michel Héritier, Präsident
der Freiwilligen Schulsynode
Basel-Stadt. «Die Umsetzung
des Massnahmenpakets zur
Stärkungder integrativenSchu-
le könnte dies möglicherweise
zusätzlich noch akzentuieren»,
soHéritier.

Schweizer hingegen kann
sich nicht vorstellen, dass es zu
einer Lehrpersonenflucht aus
Riehen kommt. Sie habe keine
entsprechenden Rückmeldun-
gen aus den Schulen erhalten.
GeradeRiehensei für jungeLeh-
rerinnen und Lehrer attraktiver
als Basel, «da bessere Anfangs-
löhne bezahlt werden», so
Schweizer. Die Schulstandorte
seienzudemkleiner,wasdenZu-
sammenhalt stärke.«DerWegzu
denverantwortlichenLeitungen
ist kürzer, man kennt sich im
Dorf von den Schulen über die
VereinebishinzudenVertretern
der Politik», sagt Schweizer.

Die Riehener Primarschule Niederholz wartet auf ein verabschiedetes Budget der Gemeinde. Bild: Kenneth Nars

Kein Zurück im Iselin
DasGeradeaus-Verbot an der KreuzungColmarer/Hegenheimer-
strasse soll bleiben, die Signalisation verstärkt werden.

Zara Zatti

Im Iselin, genauer an der Kreu-
zung Colmarer- und Hegenhei-
merstrasse, herrscht seit Mitte
Oktober Verwirrung. Denn das
Bau- und Verkehrsdepartement
(BVD) hat die Verkehrsregelung
angepasst. Seither dürfen Autos
vonderColmarerstrasse inbeide
Richtungen nur noch links auf
dieHegenheimerstrassseabbie-
gen.Auf derHegenheimerstras-
segilteinRechtsabbiege-Obliga-
torium.AnderKreuzung, ander
vorherRechtsvortritt gilt, istGe-
radeausfahrennunverboten.

Die Bodenmarkierungen,
welche die Regel signalisieren,
wurden indenvergangenenMo-
naten grösser aufgemalt. Den-
nochkommtesanbesagterStel-
le immer wieder zu brenzligen
Situationen. Dies, weil Autofah-
rende nicht wissen, wie sie sich
verhaltenmüssen. Das Problem
wurde im Grossen Rat sowohl

vonbürgerlicheralsauchvon lin-
ker Seite erkannt. Handeln wol-
len beide, jedoch genau auf die
gegenteilige Art undWeise. Das
BVDbeabsichtigtmit der neuen
Verkehrsregelung den Durch-
gangsverkehrunddieParkplatz-

suche zu verringern. Philip Kar-
ger (LDP) und Jean-Luc Perret
(SP) kommen in ihrenAnzügen
zumgleichenThemabeide zum
Schluss: Die Regelung funktio-
niert bis anhin nicht. «Schon
nach wenigen Wochen zeigt
sich, dass dieses Ziel in keiner
Weise erreicht wird», heisst es
indenbeidennahezugleichlau-
tenden Vorstössen. Vielmehr
komme es zu Ausweichverkehr
in Nebenstrassen und zu ver-
minderter Sicherheit.

Karger wollte die Mass-
nahme wieder aufheben und
fragte, wie die Markierungen
rückgängig gemacht werden
können. Perret hingegen wollte
dieMarkierungnochdeutlicher
gestalten, gegebenenfalls mit
Markierstangen oder Pollern.
Und das Basler Parlament? Es
entschied sich amMittwoch für
die Option Perret. Das Gerade-
ausverbot im Iselin wird also
bleiben.

Seit der neuen Regel gibt es Dis-
kussionen. Bild: Juri Junkov

Basler Regierung muss konkrete
Massnahmen gegen Rassismus ergreifen
Grosser Rat Eine kantonale
Strategie gegen Rassismus mit
konkretenMassnahmenfordert
eine Motion von Fleur Weibel
(Grün-Alternatives Bündnis).
Der Vorstoss wurde bereits ein
erstes Mal an die Regierung
überwiesen.Sie schlägtabervor,

die Motion in einen Anzug um-
zuwandeln. Dies, weil es nicht
möglichsei, ineinerMotionkon-
krete Aufträge an Dienststellen
der Verwaltung zu erteilen, wie
siemonierte.DerRegierungsrat
wollte das Anliegen stattdessen
ineinerGesamtstrategieauffan-

gen. SVP, LDP, Mitte/EVP und
FDPstelltensichhinterdenVor-
schlag der Regierung. SP, GLP
und das GAB hielten hingegen
an der Motion fest. Eine Mehr-
heit im Kantonsparlament von
56 Jagegenüber40Neinstimm-
te derMotion zu. (anm)

«Wirwählen
einenanderen
Weg.»

Silvia Schweizer
Gemeinderätin Riehen (FDP)


